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Die postmoderne NATO


Fragmentierte Herrschaft und globalisierte Gewalt





Nach dem Madrider NATO-Gipfel Mitte Juli scheinen die Weichen für die Zukunft gestellt: Polen, Ungarn und die Tschechische Republik werden beim fünfzigsten Geburstag der Militärallianz 1999 mit großem Pomp und medienwirksam den Kreis der Vollmitglieder betreten. Weder russisches Bärenbrummen noch eine B.o.A.-Kampagne der Friedensbewegung können verhindern, daß es zu einer erneuten Teilung Europas in „Zonen unterschiedlicher Sicherheit“ kommen wird. Der Teufel steckt jedoch, wie immer, im Detail: Welche NATO ist es eigentlich, die nun drei neue Mitgliedstaaten erhalten soll? Ist Rußland wirklich ausgegrenzt und ein neuer kalter Krieg unvermeidlich? Für welche Art von Kriegsszenarien plant sie überhaupt, die angeblich so „neue NATO“? Eine Analyse zeigt, daß die Postmoderne mit Globalisierung, Fragmentierung und Transnationalisierung auch im Militär Einzug hält. Damit verändern sich auch die Formen von globaler Herrschaft.





Defizite der antimilitaristischen NATO-Kritik





In der friedensbewegten Kritik an der NATO haben sich in den vergangenen Jahren zwei Diskussionslinien entwickelt, die selten aufeinander bezogen werden und auf den ersten Blick auch nicht zusammenpassen: Da ist zunächst die Thematisierung der NATO-Interventionspolitik, hier in Deutschland besonders brisant wegen der neuen Rolle der Bundeswehr. Die Kritik an dieser „Out of Area“-Orientierung greift die herrschenden Planungen an, die zur Sicherung von „Märkten und Rohstoffen“ auf militärische „Krisenbewältigung“ setzen. Aus dieser Sicht ist die NATO heutzutage ein Instrument der westlichen Metropolen, mit dem Störungen im globalen Kapitalverwertungsprozess (auch „Globalisierung“ genannt) mit Gewalt ruhiggestellt werden sollen (vgl. Andreas Buro, ZC 2/97). Die erste Kritik setzt also an der Funktion der NATO in der ungleichen Weltordnung an. Die zweite Diskussionslinie bezieht sich nicht auf die Interventionspolitik, sondern auf die Erweiterung der NATO. Die Verschiebung der Ostgrenze des Militärapparates wird als verhängnisvoller Schritt in Richtung einer erneuten Teilung Europas kritisiert. Vor allem durch die Ausgrenzung Rußlands wird nach dieser Lesart eine erneute Aufrüstungspirale in Gang gesetzt, die alle Abrüstungsbemühungen der vergangenen Jahre zunichte macht und einen neuen kalten Krieg provoziert. Aus dieser Sicht ist die NATO heutzutage ein Instrument des Westens, mit dem der europäische Machtkonkurrent Rußland kleingehalten und Osteuropa kampflos erobert werden soll. Die zweite Kritik setzt also an der Funktion der NATO in der europäischen Sicherheitspolitik an (vgl. Joachim Schramm/Detlef Thierig, ZC 2/96). 


Meine These ist, daß diese beiden Lesarten der NATO-Politik nicht falsch sind, aber zu sehr an der Oberfläche ansetzen. Während von der Seite der Interventions-Kritiker lediglich die einschlägigen Formulierungen aus Weißbüchern und NATO-Strategiepapieren als Beleg ihrer Position anbringen, neigt die Seite der Erweiterungs-Kritiker dazu, russische Drohungen mit einer neuen Konfrontation für bare Münze zu nehmen. Welche realen gesellschaftlichen und politischen Umbrüche die Bedingungen der neuen Militärpolitik sind, wird dabei ebenso selten gefragt, wie die konkrete Umrüstung der Militärapparate detailliert untersucht wird. So geraten auch die internen Widersprüche und Probleme, die die herrschende Politik mit der Neuausrichtung des Militärs hat, nicht in den Blick - was bleibt, ist der pauschale Ruf nach Abschaffung der Armeen, der aber so isoliert keine Wirkung zeigen kann.





Der Wandel des Militärs





Der Wandel der internationalen Beziehungen hat schon vor der Auflösung des Ostblocks eingesetzt und hängt eng zusammen mit Entwicklungen in der globalen Wirtschaftsordnung, die heute als „Globalisierung“ zusammengefaßt werden. Auf der militärpolitischen Ebene läßt sich dies am Wandel des Sicherheitsbegriffs ablesen: Früher fand die Erwirtschaftung von Reichtum noch innerhalb abgegrenzter Volkswirtschaften statt, deren Grenzen in der Regel mit den Staatsgrenzen identisch waren. Der Staat konnte mal recht, mal schlecht in diese Wirtschaftsprozesse eingreifen, und zu ihrer Absicherung genügte eine Verteidigung der jeweiligen Staatsgebiete. Die NATO-Sicherheit war dementsprechend als „Sicherheit vor Bedrohung“ des Territoriums - in diesem Fall aus dem Osten - konzeptionalisiert. Damalige Friedensbewegte setzten auf die Verteidigung mit gewaltfreien Mitteln - die „soziale Verteidigung“. Schon die Ölkrise 1972 zeigte jedoch, daß die Absicherung von Rohstofflieferungen eine Existenzbedingung des kapitalistischen „Funktionierens“ war. Vor allem in den USA wurde aus „Sicherheit vor Bedrohung“ nun „Sicherheit vor Verwundbarkeit“ der Volkswirtschaft. Die USA setzten dies militärisch mit der „Carter-Doktrin“ um, in der sie den Zugriff auf die Ölvorräte im Nahen Osten als „nationales Sicherheitsinteresse“ deklarierten. Alternativkonzepte bauten darauf, die Verwundbarkeit zu reduzieren, etwa durch eine geringere Abhängigkeit von Öllieferungen mittels alternativer Energien. Die Verwundbarkeit hängt allerdings stark von der Art der wirtschaftlichen Verflechtungen ab, die für Europa und Nordamerika sehr unterschiedlich sind: zudem fühlten sich die europäischen Sicherheitspolitiker trotz Entspannungspolitik immer noch stärker vom Osten bedroht als die US-Regierung. Daher tauchten in den frühen achtziger Jahren erste Risse in der atlantischen Allianz auf, die 1983 zur Wiederbelebung der Westeuropäischen Union (WEU) geführt haben. 


In den achtziger Jahren wurden dann die großen multinationalen Konzerne zu transnationalen „Global Players“, die ihre Produktionsstrukturen auf verschiedene Länder verteilten. Möglich wurde dies durch die neoliberale Freihandelspolitik, die seit Reagan von den USA aus ihren Siegeszug angetreten hat. Mit dem Ende des Ostblocks schwand auch die Unterstützung für sozialistische Regierungen in der Dritten Welt, globale Kapitalverwertungsbedingungen setzen sich durch. Ein Meilenstein auf diesem Weg war die Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) 1995, die den Sieg der Freihandels-Idee markierte und den Markt zum Weltmarkt machte. Die Wirtschaft ist damit endgültig nicht mehr national und damit territorial organisiert, sondern transnational. Parallel dazu und durch das WTO-Abkommen verstärkt fand eine Globalisierung der Medien statt (globaler Markt der Unterhaltungsindustrie, CNN, Internet). Im Rahmen der Durchsetzung der kapitalistischen Globalisierung gewinnt der Weltmarkt, der nicht territorial beschränkt ist, eine massive Durchsetzungskraft gegenüber den einzelnen Staaten, die ja territorial organisiert sind. 


Der liberalisierte Weltmarkt verschärft die Ungleichheiten im Süden wie im Norden, die allerdings heute vor allem innerhalb von Gesellschaften auftreten und nicht mehr zwischen ihnen. Diese können zu Kriegen führen, die heute nicht mehr zwischenstaatlich, sondern innerstaatlich oder transstaatlich ausgetragen werden. (Im vergangenen Jahr hat es keinen einzigen zwischenstaatlichen Krieg gegeben, aber über 40 Bürgerkriege.) Es sind zum einen Bürgerkriege, die aus verschärften ökonomischen Ungleichheiten resultieren (Albanien, Mexiko), Bürgerkriege zwischen konkurrierenden Eliten, die ihre Stellung im Weltmarkt sichern wollen (Jugoslawien, Irak-Kuwait, Tschetschenien), Bürgerkriege von Modernisierungsenttäuschten, die sich von der westlichen Idee abwenden (Algerien, Sudan) und Bürgerkriege, die sich anhand der Zurichtung von Gesellschaften für die Verwertungsinteressen der transnationalen Konzerne entzünden (Bougainville, Nigeria). Darüber hinaus sind riesige Flüchtlingsbewegungen und Migrationen die Folge von Krieg und Umverteilung, aber auch die Ursache von neuen Kriegen. Die Konflikte brechen nach und nach auch in den Gesellschaften des Westens auf, in denen sich die Ungleichheiten verschärfen. Während die Metropolen des Südens denen in Europa und Nordamerika immer ähnlicher werden, kehrt die Dritte Welt langsam bei uns ein: Die Verslummung, Verarmung und Marginalisierung ganzer Bevölkerungsgruppen und Landstriche läßt das Gewaltpotential auch hier steigen. Unter diesen Bedingungen geht es den politischen und wirtschaftlichen Eliten nicht mehr um die Sicherung von Territorien oder Volkswirtschaften, sondern um das "Funktionieren" des Prozesses insgesamt. Der Sicherheitsbegriff verschob sich abermals: Es geht heute um die Sicherung gesellschaftlicher Funktionszusammenhänge, um die Absicherung gegen die Globalisierungsrisiken. Entsprechend ist das Prinzip der westlichen Militärapparate seit 1990 die "Sicherheit vor Risiken".





„Sicherheit“ vor Risiken





Die NATO hat in ihrem 1991 verabschiedeten "Neuen Strategischen Konzept" diesen Sicherheitsbegriff übernommen. Als Risiken werden genannt: Fundamentalismus, Drogenterrorismus, organisierte Kriminalität, Nuklearhandel, Terror- und Sabotageakte, Flüchtlingsstöme, die Beschränkung des Zuganges zu Märkten und Rohstoffen, sogar das Bevölkerungswachstum und Umweltkatastrophen. Zusammengefaßt werden diese "Risiken" auch unter dem Sammelbegriff "Instabilität". Bei dieser Liste der Risiken, denen sich die Militärs ausgesetzt sehen, fällt dreierlei auf: 


1) Keine Angst vor Rußland: Rußland wird regelmäßig nur am Rande erwähnt, vor allem, wenn es um einen Schwarzmarkt für Atomwaffen und nukleares Know-How geht. Auch die NATO schätzt in ihrer Geheimstudie MC 161/96, die der spanischen Presse zugespielt wurde, die Gefahr eines direkten Krieges gegen Rußland als „extrem niedrig“ein. Wichtig sei vor allem, die Moskauer Regierung davon zu überzeugen, daß die Osterweiterung der NATO keine Bedrohung sei, und daß Rußland in der „eine konstruktive Rolle in der neuen europäischen Sicherheitsarchitektur spielen könne“. Angesichts der desolaten Lage, in der sich russisches Militär und Volkswirtschaft momentan befinden, mußte auch Boris Jelzin einsehen, daß die Erweiterung der NATO nicht zu stoppen war. Im Gegenzug zu seinem zähneknirschenden Einverständnis wurde am 27. Mai der NATO-Rußland-Rat gegründet, der „privilegierten Beziehungen“ zur NATO pflegen soll. Einen ähnlichen Status erhielt die Ukraine, mit der auf dem NATO-Gipfel eine „Charta für besondere Partnerschaft“ unterzeichnet wurde. Auch die anderen Staaten Osteuropas, die vorerst nicht in die NATO aufgenommen werden, bleiben eingebunden: Die sogenannte „Partnerschaft für den Frieden“ (PfP) wird auf die militärischen Interventionsplanungen ausgeweitet und im Rahmen des neugegründeten Euro-Atlantischen Partnerschaftsrats koordiniert. Eine neue Teilung Europas droht also nicht, insofern greift die friedenspolitische Kritik hier ins Leere. Kritisierenswert ist allerdings, daß die NATO mit ihren diversen Gremien und Partnerschaftsräten die OSZE völlig an den Rand drängt und so eine zivile Institution durch einen militärischen Machtapparat ersetzt wird. Eine gewisse Angst vor einem Wiedererstarken Rußlands wird jedoch gepflegt, da auf diesem Wege der brüchig gewordene Zusammenhalt der NATO-Staaten gestärkt werden kann - ebenso wie Innenminister Kanther das Feindbild „Russenmafia“ oder „Organisierte Kriminalität“ braucht, um Rückhalt für die Aufrüstung der Polizei zu bekommen.


2) Vorbeugende Allzuständigkeit des Militärs: Die neuen „Risiken“ sind nicht mehr, wie noch „Bedrohung“ oder „Verwundbarkeit“, von konkreten Akteuren abhängig. Als Risiken können alle Entwicklungen wahrgenommen werden, deren Ausgang offen ist und aus denen irgendwann eine Störung des globalen Kapitalverwertungsprozesses entstehen kann. Mit diesem weiten Sicherheitsbegriff ist im Prizip alles, was in Gesellschaft, Politik und Ökonomie weltweit passiert, für den Zugriff der Militärs interessant, da die prinzipielle Offenheit aller sozialen Veränderungen ein mögliches Risiko darstellt. Da es keinen konkreten Gegner wie noch zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes mehr gibt, kann mit diesem auch nicht verhandelt werden, etwa im Rahmen von vertrauensbildenden Maßnahmen oder Abrüstungskonferenzen. Gegen Risiken hilft, so die Logik der Sicherheitspolitik, nur die Risikovorsorge. Anders als früher nimmt das Militär daher heute nicht mehr die Rolle des letzten Mittel ein, sondern wird als eines von vielen Instrumenten zum Krisenmanagement angesehen. In der NATO-Strategie heißt es entsprechend: "Für einen Erfolg der Bündnispolitik ist ein von der politischen Führung des Bündnisses festzulegender kohärenter Ansatz erforderlich, wobei sie nach Bedarf die geeigneten Krisenbewältigungsmaßnahmen aus einer Palette politischer und sonstiger Optionen, darunter auch aus dem militärischen Bereich, auswählt." Seit 1995 wurde in der NATO sogar sprachlich die Unterscheidung zwischen Verteidigung und Krisenintervention aufgegeben, geplant wird jetzt für beides unter dem Oberbegriff "Eventualeinsätze".


Im Bereich der inneren Sicherheit ist eine ähnliche Entwicklung zu beobachten: Neben die Strafverfolgung ist in den letzten Jahren immer mehr die „Sicherheitsvorsorge“ getreten, die der Polizei eine Zuständigkeit weit im gesellschaftlichen Vorfeld von eventuellen Straftaten zuweist. Ebenso wie in der Innenpolitik sind die von der NATO genannten "Risiken" Phänomene, die militärisch überhaupt nicht bekämpft werden können. Dennoch wird suggeriert, daß man mit einer Neuauflage von Rüstungsprogrammen aus dem kalten Krieg gegen diese „Risiken“ vorgehen könne. In den USA werben z.B. die Anhänger des alten SDI-Programms immer erfolgreicher für Militärschläge gegen Staaten des Südens, die das gleiche Recht in Anspruch nehmen wie die NATO und sich weitreichende Raketen und Massenvernichtungswaffen zulegen. Diese militärische „Counterproliferation“ an der gesamten Südflanke ist in der NATO umstritten und wurde daher 1996 durch eine Luftabwehr-Planung für die Krisenreaktionskräfte ersetzt. Deutschland und die USA wollen zu diesem Zweck im nächsten Jahr einen gemeinsamen Verband aufstellen.


3) Unterschiedliche Sicherheit innerhalb  der NATO: Ein weiteres Charakteristikum der neuen "Sicherheit vor Risiken" ist, daß die Risiken nicht mehr gemeinsam als solche wahrgenommen werden, wie es bei der Bedrohung noch der Fall war. Die Instabilitäten des ökonomischen Umbaus in Osteuropa etwa werden von der BRD als Risiko wahrgenommen, während sich die italienische Regierung mehr Sorgen wegen der Lage in Albanien macht, Frankreich den algerischen Bürgerkrieg und die Türkei den Selbstbehauptungswillen der kurdischen Bevölkerung als Risiko ansieht. Die Sicherheitsinteressen innerhalb der NATO sind also nicht mehr deckungsgleich. Die NATO hat daher seit 1991 regelmäßig mit internen Krisen zu tun gehabt, die nur mühsam überspielt werden konnten. Der Rückzug der USA aus der Embargoüberwachung gegen Ex-Jugoslawien im Dezember 1994 wurde zum Beispiel durch eine inszenierte Blauhelm-Rückzugsdiskussion vernebelt. Wenn jede Regierung stärker auf ihre eigenen Interessen bedacht ist, will sie natürlich auch mehr Gewicht  - sprich: mehr Kommandoposten - in der NATO-Militärstruktur bekommen. Der Streit zwischen Frankreich und den USA um den Kommandobereich Süd hat bis heute zur Blockade der inneren Reformen geführt, die eigentlich auf dem Madrider Gipfel abgesegnet werden sollten. Diese Risse in der Allianz stecken auch hinter dem verstärkten Ausbau der WEU zur eigenständigen Militärmacht. So bekommt die Organisation einen eigenen Militärausschuß, obwohl der WEU-Vertrag eine Doppelung mit den militärischen NATO-Stäben ausdrücklich verbietet. Ein offenes Aufbrechen des Konflikts wurde bisher nur durch die Erweiterungsdebatte unterdrückt.





CJTF: Flexibilisierung der NATO





Der neue, weite Sicherheitsbegriff hatte die NATO 1991 zunächst vor dem Untergang gerettet. Bei der konkreten Umsetzung standen die Militärs aber vor einem Berg von Problemen: Wie kann Rußland eingebunden werden? Wie kann ein Militärapparat, der gegen einen genau bekannten Gegner ausgerichtet war, so umgebaut werden, daß er für jeden denkbaren Bedarf den maßgeschneiderten Krieg liefern kann? Wie können die auseinanderlaufenden Sicherheitsinteressen der beteiligten Staaten, vor allem zwischen den USA und Europa, in der neuen Struktur berücksichtigt werden? Und natürlich: Was macht man mit den Beitrittskandidaten, die in der ersten Runde nicht aufgenommen werden?


Die Lösung, an der nun seit mehr als drei Jahren gestrickt wird, heißt (wie könnte es heutzutage anders sein) Flexibilisierung. Auf dem NATO-Gipfel im Januar 1994 wurde beschlossen, das Konzept der Combined Joint Task Forces (CJTF) auszuarbeiten (vgl. ZC 2/94). Eine CJTF ist eine militärische Eingreiftruppe aus Truppenteilen verschiedener Staaten (Combined) und aller Teilstreitkräfte (Joint), die für einen bestimmten begrenzten Einsatz gebildet und anschließend wieder aufgelöst wird (Task Force). Dieses Konzept ist für die USA nicht neu und wurde unter anderem bereits im Golfkrieg angewandt. Konkret werden in der NATO mehrere Stabsabteilungen (CJTF-“Kerne“) gebildet, die je nach politischer Großwetterlage unterschiedlichste Einsatzpläne entwickeln. Im Einsatzfall werden dann die Stabsabteilungen zu funktionsfähigen Hauptquartieren ausgebaut und ihnen die benötigten Truppenteile unterstellt. Damit schienen alle Probleme vom Tisch: Da die Truppen nicht zwangsläufig nur aus der NATO stammen müssen, können alle PfP-Staaten inklusive Rußland in eine solche Task Force eingebunden werden - wie mit dem IFOR/SFOR-Einsatz bereits geschehen. Da die Truppe erst für den konkreten Einsatz zusammengestellt wird, kann die NATO je nach Bedarf das gesamte Spektrum - humanitärer Einsatz, Blauhelm-Operationen, Bündnisverteidigung oder großangelegte out-of-Area-Kriegführung - abdecken. Da sich bei einem CJTF-Einsatz nicht alle NATO-Staaten beteiligen müssen, sind sogenannte „Koalitionen der Willigen“ möglich - ein Beispiele ist die Intervention in Albanien, an der sich weder die USA noch Deutschland beteiligten (vgl. ZC 3/97). Außerdem werden mit dem CJTF-Konzept  erstmals eigenständige Militärinterventionen der WEU möglich sein, indem an die Spitze der Operation ein europäischer Befehlshaber gesetzt wird, der seine Anweisungen nicht mehr vom NATO-Rat, sondern vom Rat der WEU erhält. Die Europäer sind damit der angestrebten Militarisierung der EU unter dem Label „Europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität“ ein Stück näher gekommen.


So weit, so schlecht. Nur: Wie in der Politik allgemein, geht es auch in der Militärpolitik vor allem um eine Währung - Macht. Macht ist bekanntlich die Fähigkeit, zu entscheiden. In der NATO hat sich seit dem ersten CJTF-Beschluß 1994 ein heftiger Konflikt über zwei wichtige Fragen entzündet: Wer entscheidet über die CJTF-Einsätze und damit über die zukünftigen Militärinterventionen? Und: Wer entscheidet, wenn sie einmal beschlossen sind, über deren Umsetzung? Vor allem Frankreichs Präsident Chiraq hat sich vehement dafür eingesetzt, daß den USA kein Veto gegen WEU-Einsätze zustehen sollte. Außerdem forderten die Europäer, daß eine WEU-CJTF nicht von amerikanischen Generälen abhängig sein dürfte. Die USA bestanden darauf, auch bei Einsätzen ohne US-Truppen stets ein Wörtchen mitreden zu dürfen. Dieser Streit ist bis heute nicht ausgestanden. Die Einigung auf ein CJTF-Kommandokonzept bei der NATO-Außenministertagung in Berlin vor einem Jahr hat viele Fragen offen gelassen, die notwendige Reform der Kommandostrukturen, die auf dem Gipfel im Juli beschlossen werden sollte, ist bisher gescheitert, und Frankreich und die USA liefern sich seit einem Jahr erbitterte Auseinandersetzungen über den Kommandobereich Süd (AFSOUTH), an dessen Hauptquartier in Neapel einer der CJTF-Kerne angesiedelt werden soll. Frankreich kehrt aus diesem Grund nicht, wie angekündigt, in die integrierte Militärstruktur der NATO zurück. Entsprechende Nebenkonflikte gibt es auch mit Rußland: Die Moskauer Führung bestand darauf, daß ihre IFOR/SFOR-Kontingente nicht (wie alle anderen und ganz nach den CJTF-Vorgaben) der NATO unterstellt werden, so daß man eine Sonderkonstruktion mit einer Kommando-“Umleitung“ über die USA entwicklen mußte. Bis heute wollen die Russen in die Interventionsentscheidungen des NATO-Rates einbezogen werden. 


Daß sich bisher in allen wichtigen Fragen die USA durchgesetzt haben, liegt neben der Uneinigkeit der europäischen Regierungen vor allem an einer Tatsache: Sie verfügen als einziger NATO-Staat über die Technologie, ohne die keine CJTF-Operation durchführbar ist. Dabei handelt es sich vor allem um strategische Lufttransportkapazitäten und die immer wichtiger werdende Kommunikations- und Informationselektronik. An dem europäischen Transportflugzeug „Future Large Aircraft“ wird zwar seit 1985 geplant, aber eine Beschaffung steht noch in den Sternen. Nach diversen Rückschlägen soll nun ab 2004 eine umgebaute Version des neuen Airbus A-3XX gekauft werden, vorausgesetzt, die Haushaltspolitiker spielen mit. Momentan verhandelt die WEU mit der Ukraine und Rußland über die Anmietung von Antonow-Maschinen - auch nicht gerade die erhoffte europäische Unabhängigkeit. Noch bedeutender ist die Vormacht der USA in den Bereichen Satellitenaufklärung, Kommunikation und Informationsverabeitung. Von den 20 Fernmeldesatelliten, die für den NATO-Einsatz in Ex-Jugoslawien im Einsatz sind, gehören 19 den USA. Auch die europäische Weltraumspionage steckt noch in den Kinderschuhen. Die WEU hat zwar seit 1991 ein eigenes Satellitenzentrum im spanischen Torrejon, ist aber bisher vor allem auf kommerzielle Bilder angewiesen. Frühestens 2005 soll mit dem europäischen Spionagesatelliten Horus diese Lücke geschlossen werden. Auch das Anfang 1996 gestartete Kooperationsprojekt zwischen Deutschland, Frankreich und Großbritannien, mit dem eine US-unabhängige Kommunikationsstruktur aufgebaut werden soll, befindet sich noch in der Planungsphase. Die WEU ist daher für ihre CJTF-Einsätze immer noch auf amerikanische Infrastruktur und Informationen angewiesen. Die USA können so, auch wenn sie an einem Einsatz selbst nicht beteiligt sind, durch die Auswahl der zur Verfügung gestellten Daten massiven Einfluß auf den Verlauf der Intervention nehmen. Alle Träume von europäischer Unabhängigkeit müssen daher mangels Masse vorerst scheitern. 





Die postmoderne NATO: Subunternehmer-Agentur der USA





Die USA befinden sich daher derzeit in einer komfortablen Lage: Sie sind aufgrund ihrer technologischen Vorherrschaft in der Rolle eines Monopolisten für kriegsrelevante Dienstleistungen. Da neben den neuen NATO-Mitgliedern auch die 25 Staaten des Euro-Atlantischen Partnerschaftsrates ihre Kriegselektronik auf NATO-Standards umstellen, winken der US-Rüstungsindustrie satte Aufträge. Den USA stehen dann insgesamt 43 Staaten zur Verfügung, deren Militär durch Manöver- und Beschaffungskooperation auf die NATO eingestellt ist, die aber ohne Zutun Washingtons nicht einsatzfähig sind. Faktisch bleiben sie damit militärische Subunternehmer der USA. 


Diese Entwicklung wird sich noch verstärken, da auch das Militär derzeit den Übergang von der Industrie- zur Informationsgesellschaft vollzieht (vgl. ZC 1/97). Im zivilen Sektor bestehen bereits viele Firmen nur noch aus einer Management- und Finanzzentrale, von der aus die verschiedenen Subunternehmer gesteuert werden. Die beherrschende Stellung in solchen Firmennetzwerken hat derjenige, der die Informationen kontrolliert. Ebenso werden die Kriege der Zukunft werden mehr durch eine Übermacht an Masse, sondern durch einen Vorsprung an Wissen gewonnen. Der US-Generalstabsvorsitzende hat dazu kürzlich seine Joint Vision 2010 vorgelegt, die eine Integration der militärischen Informations- und Kommunikationsanlagen zu einem „System der Systeme“ vorsieht. An diese Informationszentrale können dann die Verbündeten angeschlossen werden, wobei das Pentagon darüber bestimmt, wer welche Informationen erhält. Im Endeffekt müssen die US-Soldaten gar nicht mehr die eigentliche Drecksarbeit erledigen. Erste Kostproben dieser Strategie der „virtuellen Koalitionen“ gab es in Kurdistan und Zaire, wo die USA den türkischen Militärs bzw. den Truppen von Rebellenführer Kabila Satellitendaten überließen und ihnen so zur Überlegenheit verhalfen. Die steigende Bedeutung des dritten Sektors im Militär läßt sich auch an der Sprache ablesen: Wurde dieser Bereich vor einem Jahr noch als „Command, Control, Communications and Intelligence“ (C3I) bezeichnet, so heißt es heute bereits C4I2, wobei das vierte „C“ für „Computing“ und das zweite „I“ für „Interoperability“ steht - sozusagen „Plug and Kill“. 


Die „neue NATO“ ist also zwar neu, aber nicht mehr die NATO im Sinne einer geschlossenen Organisation. Die verschiedenen Kooperationsprogramme, Partnerschaftsräte und Kommandoreformen haben sie in ein flexibles Netzwerk von insgesamt 44 Staaten des Nordens verwandelt, die alle ihr Militär auf US-geführte Kriegführung ausrichten. Wer dabei einen Botschafter im NATO-Rat sitzen hat, ist eigentlich zweitrangig, solange die Entscheidungen über Krieg und Frieden von den USA und ihrer Technologie abhängig sind. Daher ist die entscheidende Trennlinie in der europäisch-atlantischen Sicherheitspolitik also nicht mehr die NATO-Ostgrenze, sondern die zwischen „Haben“ und „Nicht-Haben“ in der Kriegselektronik. Hier kann man durchaus mit ungewohnten Koalitionen rechnen, etwa einer WEU, die im Bereich Satellitenspionage mit der Ukraine oder Rußland zusammenarbeitet, um sich gegen die USA halbwegs behaupten zu können. Zum zweiten werden die Europäer mittelfristig versuchen, sich eine eigenständige C4I2-Infrastruktur aufzubauen. Damit wäre die NATO in zehn bis zwanzig Jahren endgültig überflüssig. Da auch in der EU-Außenpolitik allerdings Mehrheitsentscheidungen mit Opting-Out-Möglichkeit („konstruktive Enthaltung“) eingeführt werden, läuft die Entwicklung eher auf ein Netzwerk mit mehreren Machtzentren hinaus. Die allen gemeinsame Grenze verläuft dabei zwischen dem NATO-Netzwerk und denen, gegen die ein solcher Militärapparat im Zweifelsfall eingesetzt wird. Diese Opfer einer militärischen Risikobekämpfung wird es nicht nur außerhalb der NATO geben, wie die Beispiele Türkei und Albanien gezeigt haben. Auch die sogenannten „Sicherheitsschleier“, die nach dem Schengener Abkommen innerhalb Europas ausgelegt werden, gelten der eigenen Bevölkerung genauso wie den Armutsflüchtlingen aus Osten oder Süden. Daß es hier um Herrschaftssicherung geht und nicht um die Verteidigung universaler Werte wie der Menschenrechte, dürfte deutlich geworden sein. Die geschilderten Entwicklungen - Globalisierung, Fragmentierung, Informatisierung und Transnationalisierung - markieren die neue NATO: Postmodern, aber gefährlich.
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